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Einleitung 

I. Einheit der Rechtsordnung - ein aktuelles Thema 

„Die Einheit der Rechtsordnung" - so lautet der mittlerweile zu einer „juristi-
schen Parömie"1 gewordene Buchtitel von Engisch aus dem Jahre 19352. Die lange 
vergriffene Schrift, die als „Jahrhunderteinfall" gewertet3 und 1986 von der Wis-
senschaftlichen Buchgesellschaft neu herausgebracht wurde, hat sich als juristi-
scher „Dauerbrenner" erwiesen4. Als Eckhardt im Jahre 1961 mit Uberraschen 
feststellte, daß in den Entscheidungen des BFH „...schon seit einigen Jahren im-
mer wieder einmal ganz unverhofft die schon fast im Meer der Rechtsgeschichte 
versunkene Idee von der Einheit der Rechtsordnung..." auftaucht5, konnte er die 
Bedeutung, die dem Thema über 30 Jahre später zukommen sollte, nicht voraus-
sehen: Die Einheit der Rechtsordnung ist „nach wie vor aktuell"6 - vielleicht ak-
tueller als je zuvor. 

Diese Aktualität spiegelt sich in der Vielzahl der Bücher und Veranstaltungen 
wider, denen der „schillernde Begriff"7 in den letzten Jahren8 ihren Titel gegeben 
hat: So wurde die Hamburger Ringvorlesung aus dem Jahre 1994 unter dem Titel 
„Vielfalt des Rechts - Einheit der Rechtsordnung?" durchgeführt und veröffent-

1 Schmidt, KTS 1988, S. 1, 18. 
2 Die „Einheit der Rechtsordnung" ist die erweiterte Fassung der Heidelberger Antrittsvorle-

sung von Karl Engisch aus dem Jahre 1935. 
3 Schmidt in: Vielfalt des Rechts - Einheit der Rechtsordnung?, Berlin 1994, S.9. 
4 In diesem Sinne auch Sandrock, Die Einheit der Wirtschaftsordnung, Frankfurt am Main 

1971, S. 1 („Gegenstand intensiver rechtstheoretischer und dogmatischer Bemühungen"). Auch 
wenn so gut wie immer auf die Arbeit von Engisch Bezug genommen wird, wenn heute von der 
Einheit der Rechtsordnung die Rede ist, darf nicht übersehen werden, daß vor ihm schon andere 
- vor allem Smend, Heller und Kelsen - Einheitskonzepte entworfen haben (vgl. ausführlich 
hierzu Baldus, Die Einheit der Rechtsordnung, Berlin 1995, S. 132ff., dessen historische Unter-
suchungen zum Bedeutungsgehalt der Argumentationsfigur mit Engisch enden - vgl. S. 178ff.). 
Es war jedoch Engisch, der „... die Problematik der Einheit der Rechtsordnung zum ersten Mal 
zusammengefaßt und in geschlossener Form einem breiteren wissenschaftlichen Publikum ..." 
bekannt gemacht hat (Baldus aaO., S. 192). 

5 Stbjb 1961/62, S.77, 79. 
6 So Kaufmann im Geleitwort zum Neudruck von Engisch, Die Einheit der Rechtsordnung, 

Darmstadt 1987, S.VI. 
7 So die Einschätzung von Paeffgen in: Beiträge zur Rechtswissenschaft, Heidelberg 1993, 

S.587, 599. 
8 Bereits im Jahre 1974 erschien die Festschrift für Karl Peters zum 70. Geburtstag unter dem 

Titel „Einheit und Vielfalt des Strafrechts" (herausgegeben von Jürgen Baumann und Klaus Tie-
demann, Tübingen 1974). 
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licht9; die 33. Helgoländer Richtertage10 standen unter dem Thema „Rechtsstaats-
prinzip und Einheit der Rechtsordnung - Rechtstheoretisches Ideal?"; im Jahre 
1995 erschien eine Dissertation zum Thema „Die Einheit der Rechtsordnung", 
deren Verfasser sich zum Ziel gesetzt hat, die „Bedeutung einer juristischen For-
mel in Rechtstheorie, Zivil- und Staatsrechtswissenschaft des 19. und 20. Jahr-
hunderts" zu ergründen11, und wieder ein Jahr später veröffentlichte die Münch-
ner Juristische Gesellschaft zu ihrem 30jährigen Bestehen eine Festschrift unter 
dem Titel „Einheit und Vielfalt der Rechtsordnung"1 2 . 

Diese „Titelflut"13 überrascht nicht: „Einheit der Rechtsordnung" - der Begriff 
ist nicht nur „sympathisch"14, er hat auch etwas „Bestechendes"15; die Formel 
von der Einheit der Rechtsordnung ist „knapp, sprachlich griffig, spricht litera-
risch an"1 6 . 

Die Bedeutung der „Einheit der Rechtsordnung" beschränkt sich jedoch nicht 
darauf, als Titelgeber für juristische Fachbücher oder Veranstaltungen zu fungie-
ren. Vielmehr hat sich der Begriff zu einer juristischen Argumentationsfigur ent-
wickelt, die zur Lösung ganz konkreter rechtlicher Fragestellungen herangezo-
gen wird17. In bestimmten Themengebieten - z.B. im Umweltstrafrecht - kommt 
dem Argument der Wahrung der Einheit der Rechtsordnung entscheidende Be-
deutung zu18; dabei prägt der Begriff nicht nur die rechtswissenschaftliche Litera-
tur und Rechtsprechung, sondern dient auch als Leitfaden für den Gesetzgeber. 
Besonders deutlich wird dies im Kontext der Entstehung des Zweiten Gesetzes 

9 Schmidt (Hrsg.), Vielfalt des Rechts - Einheit der Rechtsordnung?, Berlin 1994. 
10 Es handelte sich um die 33. Fortbildungstagung für Richterinnen und Richter der allgemei-

nen und besonderen Verwaltungsgerichtsbarkeit unter Beteiligung von Richterinnen und Rich-
tern der Zivil-, Straf- und Arbeitsgerichtsbarkeit sowie Mitgliedern der Staatsanwaltschaft, die in 
der Zeit vom 9.-11. Mai 1994 auf der Insel Helgoland stattfand (vgl. hierzu den Tagungsbericht 
von Meerjanssen, SchlHA 1994, S.223ff. (Teil 1) sowie S.252ff. (Teil2)). 

11 So der Untertitel der Arbeit von Baldus, Die Einheit der Rechtsordnung, Berlin 1995. 
12 Einheit und Vielfalt der Rechtsordnung, Festschrift zum 30jährigen Bestehen der Münche-

ner Juristischen Gesellschaft (herausgegeben vom Vorstand der Münchener Juristischen Gesell-
schaft e.V.), München 1996. 

13 Daß sich hinter dem „Ehrfurcht einflößenden" Thema (so Meerjanssen, SchlHA 1994, 
S.223) häufig weniger verbirgt als erwartet, zeigt die Erläuterung des Leitthemas der 33. Helgo-
länder Richtertage - hier resultierte das Thema „Rechtsstaatsprinzip und Einheit der Rechtsord-
nung - rechtstheoretisches Ideal?" aus den „ ... Schwierigkeiten, die sich jährlich aufs neue den 
Veranstaltern stellen, nämlich eine die traditionellen Belange der Verwaltungs- und Sozialge-
richtsbarkeit übergreifende und möglichst alle Teilnehmer... ansprechende Thematik zu finden" 
(Meerjanssen aaO.). 

14 Ossenbühl, DVB1. 1994, S. 977, 980f. 
15 Schmidt in: Vielfalt des Rechts - Einheit der Rechtsordnung, Berlin 1994, S.9. 
16 So Müller, Die Einheit der Verfassung, Berlin 1979, S.236. 
17 Diese Verwendung des Topos „Einheit der Rechtsordnung" kann nicht überraschen: 

Schließlich hat schon Engisch die Frage nach der Einheit der Rechtsordnung nicht nur aus einer 
systematisch-rechtsphilosophischen Blickrichtung untersucht, sondern vielmehr auch die Frage 
behandelt, welche Bedeutung die Einheit der Rechtsordnung für die Rechtsdogmatik hat (vgl. 
Die Einheit der Rechtsordnung, Heidelberg 1935, S.67ff.: „Vermeide nach Möglichkeit Wider-
sprüche!"). 

18 Vgl. hierzu den 1.Abschnitt im Ersten Teil. 



Einleitung 3 

zur Bekämpfung der Umweltkriminalität19: In der Begründung zum Entwurf 
dieses Gesetzes wird das „Gebot der Einheit der Rechtsordnung" wiederholt als 
zwingende Vorgabe gesetzgeberischen Handelns herausgestellt20. 

Daß die Forderung nach Einheit der Rechtsordnung trotz ihrer langen Tradi-
tion21 gerade in jüngerer Zeit erheblich an Bedeutung gewonnen hat, dürfte vor 
allem in der gestiegenen Regelungsdichte22 der Gesamtrechtsordnung begründet 
sein. Die „inflationäre Gesetzesproduktion"23 läßt die Rechtsordnung in zuneh-
mendem Maße als unüberschaubar und widersprüchlich erscheinen; der Ruf nach 
Einheit ist damit zunächst Ausdruck des „...ständigen Bemühens, Auseinander-
strebendes zusammenzuhalten ..,"24. Besondere Bedeutung hat in diesem Kon-
text die kontinuierliche Ausweitung des Verwaltungsrechts im Lauf der letzten 
Jahrzehnte25, durch die sich „ein nahezu flächendeckendes Netz eng verknüpfter 
administrativer Planungs-, Lenkungs-, Verteilungs-, Ordnungs-, Uberwa-
chungs- und Leistungsaufgaben" entwickelt hat26. Durch die zunehmende 
Emanzipation des Verwaltungsrechts27 hat die Rechtsordnung einen „stillen Sy-
stemwandel" erfahren, von dem auch das Zivil- und Strafrecht betroffen sind28: 
Immer mehr Bereiche des sozialen Lebens werden - jedenfalls auch - vom Ver-
waltungsrecht erfaßt und geregelt. Rupp stellt eine „schon seit langem zu beob-
achtende kritische Entwicklung des Verhältnisses von Staat und Gesellschaft" 
fest, „nämlich eine mehr oder weniger schleichende Umpolung der Ordnungs-
strukturen im Sinne einer Umdimensionierung der Bürger-Bürger-Relation in ei-
ne Relation des öffentlichen Rechts mit dem Staat als unmittelbarem Gegenüber"; 

19 Einunddreißigstes Strafrechtsänderungsgesetz - Zweites Gesetz zur Bekämpfung der U m -
weltkriminalität (31. StrÄndG - 2 . U K G ) vom 27.6. 1994, BGB1.I 1994, S. 1440. 

2 0 Vgl. BT-Drs. 12/376, S.9, 10, 11, 12, 16, 34. 
21 Vgl. zu den geschichtlichen Hintergründen Baldus, Die Einheit der Rechtsordnung, Berlin 

1995; zur Geschichte des Einheitsgedankens auch Raisch in: Strafrecht, Unternehmensrecht, An-
waltsrecht, Köln 1988, S. 887, 888ff.; zur „Einheit im Rechte" auch Stammler, Theorie der 
Rechtswissenschaft, Halle 1923, S.209ff. 

22 Zum Problem der „Unordnung" in der Rechtsordnung vgl. auch Noll, Gesetzgebungsleh-
re, Hamburg 1973, S.202. 

23 Battis in: Hamburg Deutschland Europa, Tübingen 1977, S. 11,30 spricht von der „ . . . infla-
tionären Gesetzesproduktion, die auf die laufenden, in ihrem Auftreten sich an keinerlei Syste-
matik haltenden rechtspolitischen Probleme reagiert". Wendt sieht den Grund für die „mangeln-
de Kohärenz der Rechtsordnung" in der „Hektik und fehlenden Koordination" des Gesetzge-
bers (NVwZ 1988, S. 778). 

24 Schmidt in: Vielfalt des Rechts - Einheit der Rechtsordnung?, Berlin 1994, S. 9, 28. Lampe 
bezeichnet die Einheit der Rechtsordnung als einen „Rettungsring, dem derjenige hinterher-
schwimmt, der in der Rechtszersplitterung zu versinken droht" (vgl. seinen Diskussionsbeitrag 
in: 57. DJT, L 158). 

2 5 Auf die zunehmende „Publifizierung des bürgerlichen Rechts" wurde allerdings schon zu 
Beginn des Jahrhunderts hingewiesen (vgl. Hedemann, Einführung in die Rechtswissenschaft, 
2. Aufl. Berlin 1927, S.229). 

2 6 Hierzu Breuer, D Ö V 1987, S. 169, 177. 
27 Konrad, BayVbl. 1984, S.33. 
28 Breuer, D Ö V 1987, S. 169,177. Zur „Publifizierung" und „Verdrängung des Privatrechts" 

vgl. auch Jarass, W D S t R L 50 (1991), S.238, 239f. 
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dies sei bere i ts i m B a u r e c h t „ . . . ü b e r m ä c h t i g s p ü r b a r " 2 9 . D i e A u s w e i t u n g des V e r -
w a l t u n g s r e c h t s f ü h r t e inersei ts zu e i n e m F u n k t i o n s v e r l u s t e inze lner T e i l r e c h t s -
o r d n u n g e n 3 0 , m a c h t j e d o c h andererse i ts e ine gegensei t ige A b s t i m m u n g der be te i -
l igten T e i l r e c h t s o r d n u n g e n e r f o r d e r l i c h . O b w o h l der i m m e r s tärker w e r d e n d e 
E i n f l u ß des ö f f e n t l i c h e n R e c h t s zu „ D i s s o n a n z e n " 3 1 , ja sogar rege l rechten „ G r a -
b e n k ä m p f e n " 3 2 z w i s c h e n den bete i l ig ten R e c h t s o r d n u n g e n geführ t ha t 3 3 u n d s ich 
m i t u n t e r gegensätz l i che L a g e r gebi ldet h a b e n , „die s ich in w e c h s e l s e i t i g e m M i ß -
t rauen u n d in e i n e m k o n k u r r i e r e n d e n K o m p e t e n z k a m p f g e g e n ü b e r s t e h e n " 3 4 , 
se tzt s ich d o c h z u n e h m e n d die E r k e n n t n i s d u r c h , daß die F r a g e des Verhäl tn isses 
der R e c h t s o r d n u n g e n z u e i n a n d e r n i c h t z u „e iner e b e n s o ei t len w i e le tz t l i ch u n -
f r u c h t b a r e n F ä c h e r k o n k u r r e n z " 3 5 f ü h r e n dar f u n d die T e i l r e c h t s o r d n u n g e n s ich 
n i c h t länger v o n e i n a n d e r i so l ieren u n d a b s c h o t t e n k ö n n e n 3 6 . Z w a r hat die h i s t o -
r i sch g e w a c h s e n e D i f f e r e n z i e r u n g der R e c h t s o r d n u n g i m m e r s c h o n z u P r o b l e -
m e n geführt , w e n n es u m das Verhä l tn is e inze lner T e i l r e c h t s o r d n u n g e n z u e i n a n -
der geht , d o c h h a b e n s ich diese P r o b l e m e m i t d e r A u s w e i t u n g des ö f f e n t l i c h e n 
R e c h t s eher ges te iger t 3 7 . D i e s ze igt s ich v o r a l lem in den B e r e i c h e n , in d e n e n es 
u m die r e c h t l i c h e B e w ä l t i g u n g neu e n t s t e h e n d e r K o n f l i k t f e l d e r - w i e z . B . d e m 

29 Rupp in: Handbuch des Staatsrechts, Bandl, Heidelberg 1987, §28 Rdnr. 46; zustimmend 
Schmidt-Preuß, Kollidierende Privatinteressen im Verwaltungsrecht, Berlin 1992, S. 5. Vgl. zum 
„Ansturm des öffentlichen Rechts auf das private Eigentum" Baur in: Beiträge zur europäischen 
Rechtsgeschichte und zum geltenden Zivilrecht, München 1977, S. 181. 

30 Wieacker, Privatrechtsgeschichte der Neuzeit, 2. Aufl. Göttingen 1967, S. 553. Im Hinblick 
auf das Verhältnis von Privatrecht und öffentlichem Recht stellt Wieacker fest, daß die „Wachs-
tumsspitzen und vitalen Probleme ... mehr und mehr in die Sozialverfassung, das Verwaltungs-, 
Wirtschafts- und Sozialrecht abzuwandern ..." drohen und deshalb „eine gewisse Verödung der 
innersten Kernbereiche des traditionellen Privatrechts" bevorsteht (aaO., S.624). 

31 So die Einschätzung von Breuer, D Ö V 1987, S. 169. 
3 2 So Gerlach, JZ 1991, S.94, 95. 
3 3 Zur „abwertenden Haltung" des öffentlichen Rechts gegenüber dem Privatrecht vgl. Ger-

lach, Privatrecht und Umweltschutz im System des Umweltrechts, Berlin 1989, S.48 mit Hin-
weis auf Rüfner, DVBl. 1963, S. 609, 612, der das private Nachbarrecht als „vergleichsweise pri-
mitiv" beurteilt. Aus privatrechtlicher Sicht vgl. Medicus, NuR 1990, S. 145,150, der betont, daß 
das „zivilistische Urgestein" von dem „öffentlich-rechtlichen Schutt", durch den es überlagert 
werde, befreit werden müsse. Vgl. auch Hager, NJW 1986, S. 1961 ff. 

3 4 So Ossenbühl, 57. DJT, L 37 zum Verhältnis von Strafrecht und Verwaltungsrecht. Zur „Ka-
stration des Strafrechts" vgl. Rogall, 57. DJT, L 120; zur „Selbstentmachtung des Strafrechts" vgl. 
Heine/Meinberg, 57. DJT, D 53 f. 

35 Kloepfer, NuR 1990, S.337, 338 zum Thema „Umweltschutz als Aufgabe des Zivilrechts -
aus öffentlich-rechtlicher Sicht". Um einen „beschränkten Fächerchauvinismus" dürfe es nicht 
gehen (aaO.). Das Problem ist aus dem Verhältnis Bürgerliches Recht - Steuerrecht bekannt: 
Nach Crezelius muß das Zivilrecht gegenüber dem Steuerrecht die „grundsätzliche Führungs-
rolle" übernehmen (Steuerrechtliche Rechtsanwendung und allgemeine Rechtsordnung, Herne 
1983, S. 334); hierzu Lang in: Tipke/Lang, Steuerrecht, 15. Aufl. Köln 1996, §1 Rdnr. 16ff. 

3 6 Vgl. hier Schmidt-Preuß, Kollidierende Privatinteressen im Verwaltungsrecht, Berlin 1992, 
S. 5 - trotz aller Kritik müsse doch zur Kenntnis genommen werden, daß sich die „Dinge anders 
entwickelt haben". Ebenso Baur in: Beiträge zur europäischen Rechtsgeschichte und zum gel-
tenden Zivilrecht, München 1977, S. 181: „... dies nicht sehen zu wollen, wäre lebensfremd." 

3 7 So Papier, VVDStRL 50 (1991), S.287 (Aussprache). 
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Umweltschutz 3 8 - geht. Hier ist eine Art „juristisches Gemengelage"3 9 entstan-
den mit teilweise nur schwer überschaubaren Verflechtungen materiell-rechtli-
cher wie auch verfahrensrechtlicher Natur. Verwaltungs-, Zivil- und Strafrecht 
kommen nebeneinander zur Anwendung; daß diese - gleichzeitige - Anwendung 
mehrerer Teilrechtsordnungen auf einen tatsächlichen Lebenssachverhalt das Ri-
siko von Konflikten birgt, bedarf keiner weiteren Erläuterung. Die Beziehungen 
zwischen dem Verwaltungs- und dem Zivil- und Strafrecht sind dichter denn je -
gerade dadurch werden jedoch vielfache und noch nicht bewältigte Kollisionen 
produziert4 0 . Letztlich ist - und dies hat Engisch schon im Jahre 1935 festgestellt41 

- die Dynamik des Rechts der Keim von Widersprüchen. 

II. Zur wissenschaftlichen Debatte um die Akzeptanz der 
Argumentationsfigur 

1. Allgemeines 

O b w o h l die „Einheit der Rechtsordnung" in Literatur und Rechtsprechung 
häufig zur Begründung der jeweils vertretenen Auffassung herangezogen wird, 
findet eine Auseinandersetzung mit dem Argument selber nur selten statt42. Die 
Formel von der Einheit der Rechtsordnung dient als begründungstragende Argu-
mentationsfigur, ungeklärt bleibt dabei jedoch in der Regel, was genau die Formel 
besagt, worin sie selbst ihren Grund hat oder warum im konkreten Fall dieses 
oder jenes aus ihr zu folgern ist43. Die vielfältige Umschreibung der Argumenta-
tionsfigur offenbart eine gewisse Unsicherheit im Umgang mit ihr: Man spricht 
von einem „Ideal"4 4 der einheitlichen Rechtsordnung, einem „Gedanken" 4 5 oder 

38 Gerlach, Privatrecht und Umweltschutz im System des Umweltrechts, Berlin 1989, S.21, 
der das Umweltrecht als Paradefall der Koordination wertet; für Jarass, VVDStRL 50 (1991), 
S. 238, 270 ist die Ausstrahlungswirkung des Verwaltungsrechts auf das Privatrecht eine Folge 
der Leistungsfähigkeit des öffentlichen Rechts; nach Ansicht von Medicus dagegen sollte Um-
weltschutz gerade auch mit Mitteln des Zivilrechts betrieben werden, um die „Schwächen des öf-
fentlichen Rechts" zu korrigieren (NuR 1990, S. 145). 

39 Konrad, BayVBl. 1984, S.33. 
40 Schröder, VVDStRL 50 (1991), S. 196, 201. 
41 Die Einheit der Rechtsordnung, Heidelberg 1935, S.67. 
42 Kritisch hierzu schon Michel, JuS 1961, S.274, 275f. In der Regel werden aus der „Einheit 

der Rechtsordnung" einfach Folgerungen abgeleitet, ohne zu hinterfragen, worum es sich bei der 
Argumentationsfigur überhaupt handelt (vgl. z.B. Paulick, DStR 1975, S. 564, 572; Hoffmann, 
FR 1958, S.290, LG Köln, ZMR 1989, S.96, 97). 

43 So Baldus, Die Einheit der Rechtsordnung, Berlin 1995, S . D . Schmidt in: Vielfalt des 
Rechts - Einheit der Rechtsordnung?, Berlin 1994, S. 9 bemerkt, daß die Einheit der Rechtsord-
nung zu einer „juristischen Redensart zu verkommen" droht. 

44 Gerlach, Privatrecht und Umweltschutz im System des Umweltrechts, Berlin 1989, S.95; 
Herschel, RdA 1973, S. 147, 154: „Die Einheit der Rechtsordnung ist ein so hohes Gut - nicht 
bloß ein Ideal, sondern auch von praktischer Bedeutung." 

45 Breuer, DOV 1987, S. 169,177; Canaris, Systemdenken und Systembegriff in der Jurispru-
denz, 2. Aufl. Berlin 1983, S. 16; Hanack, Der Ausgleich divergierender Entscheidungen in der 
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„Leitgedanken"46 oder einer „Leitidee"47, einem „großen Ziel"48, einem „Prin-

zip"49, einem - rechtslogischen - „Postulat"50, einer „Forderung rechtlicher Lo-

gik"51, einer „Vorstellung"52. Juristische Sachverhalte werden „im Lichte der Ein-

heit der Rechtsordnung"53, aus dem „Blickwinkel"54 und unter dem „Gesichts-

punkt"55 der Einheit der Rechtsordnung gewürdigt. Man müsse das „Gebot"56, 

den „Auftrag"57, den „Standpunkt"58, die „Frage"59, den „Grundsatz"60, den 

„Begriff"61, die „These"62, das „Argument"63, den „Aspekt"64, den „Satz"65, die 

oberen Gerichtsbarkeit, Hamburg 1962, S. 154; Majewski, Auslegung der Grundrechte durch 
einfaches Gesetzesrecht?, Berlin 1971, S.29; Wagner, Öffentlich-rechtliche Genehmigung und 
zivilrechtliche Rechtswidrigkeit, Köln 1989, S.90; Wilhelm, ZBR 1971, S.57, 59. 

46 Breuer, DÖV 1987, S.169, 177. 
47 Fischer, FR 1992, S.765, 770. 
48 Schmidt, KTS 1988, S . l , 18. 
49 Engisch, Einführung in das juristische Denken, 8. Aufl. Stuttgart 1983, S. 160; Engisch, Die 

Einheit der Rechtsordnung, Heidelberg 1935, S. 1, 67; Kirchhof, Unterschiedliche Rechtswidrig-
keiten in einer einheitlichen Rechtsordnung, Heidelberg 1978, S. 8; Koller, ZfSR 1990, S.41, 50 -
das „richtig verstandene Prinzip der Einheit der Rechtsordnung"; Achterberg, Allgemeines Ver-
waltungsrecht, 2. Aufl. Heidelberg 1986, § 17 Rdnr.35; Grawert, Der Staat 30 (1991), S.209, 216 
(„sogenanntes Prinzip der Einheit der Rechtsordnung"); Meyer, NJW 1972, S. 1845, 1846; Gra-
mer in: Schönke/Schröder, StGB, 25. Aufl. München 1997, vor §§324ff. Rdnr.4; Ostendorf, JZ 
1981, S. 165; Samson, JZ 1988, S.800, 801. 

50 Vgl. Engisch, Die Einheit der Rechtsordnung, Heidelberg 1935, S. 69: „Das Prinzip der 
„Einheit der Rechtsordnung" steht in einem doppelten logischen Verhältnis zur Rechtsdogma-
tik. Bald erscheint es als Axiom, bald als Postulat juristischer Arbeit." Vgl. auch Kirchhof aaO., 
S. 8; Battis in: Hamburg Deutschland Europa, Tübingen 1977, S. 11,29; kritisch Canaris, System-
denken und Systembegriff in der Jurisprudenz, 2. Aufl. Berlin 1983, S. 16: „ ... keineswegs nur ein 
rechtslogisches Postulat ..."; Gerlach, Privatrecht und Umweltschutz im System des Umwelt-
rechts, Berlin 1989, S. 47; Hanack, Der Ausgleich divergierender Entscheidungen in der oberen 
Gerichtsbarkeit, Hamburg 1962, S. 107; Schröder, DVB1.1991, S. 279 („Postulat von der angebli-
chen Einheit der Rechtsordnung"); Schwabe, Die Notrechtsvorbehalte des Polizeirechts, Stutt-
gart 1979, S. 42 zum Postulat der Widerspruchslosigkeit; Wagner, Öffentlich-rechtliche Geneh-
migung und zivilrechtliche Rechtswidrigkeit, Köln 1989, S. 97 und 99; Wieacker in: Ausgewählte 
Schriften, Band2, Frankfurt am Main 1983, S. 121, 135. 

51 So auch Hanack aaO., S. 104. 
52 Ehrlich, Die juristische Logik, 2. Aufl. Tübingen 1925, S. 121. 
53 Herschel, RdA 1973, S. 147, 153. 
54 Ensenbach, Probleme der Verwaltungsakzessorietät im Umweltstrafrecht, Frankfurt am 

Main 1989, S.227. 
55 Ensenbach aaO., S. 299. 
56 Flämig, WissR 21 (1988), S. 103, 104 zum Gebot der Wahrung der Einheit der Rechtsord-

nung als an den Gesetzgeber gerichtetes Postulat; Herschel, RdA 1973, S. 147, 153: „... bei jeder 
Interpretation ein verbindliches Gebot, ebenso bei der Arbeit des Dogmatikers ...". 

57 Kirchhof, NJW 1978, S.969, 972. 
58 Herschel, RdA 1973, S.147, 156. 
59 Schildt, JR 1993, S. 236; Selmer, Privates Umwelthaftungsrecht und öffentliches Gefahren-

abwehrrecht, Heidelberg 1991, S. 10. 
60 Walz, StuW 1984, S. 170, 172; Meyer, NJW 1973, S. 1074. 
61 Degenhart, Systemgerechtigkeit und Selbstbindung des Gesetzgebers als Verfassungspo-

stulat, München 1976, S. 75. 
62 Selmer, Privates Umwelthaftungsrecht und öffentliches Gefahrenabwehrrecht, Heidelberg 

1991, S. 10; Peine, NJW 1990, S.2442, 2446. 



Einleitung 7 

„ L e h r e " 6 6 der E inhe i t der R e c h t s o r d n u n g beachten ; schl ießl ich handele es sich 
u m eine „ G r u n d s t r u k t u r des R e c h t s " 6 7 , ein „Zusatzkr i ter ium der J u r i s p r u -
d e n z " 6 8 . „ U m der E i n h e i t der R e c h t s o r d n u n g w i l l e n " 6 9 , „aus G r ü n d e n der E i n -
heit der R e c h t s o r d n u n g " 7 0 sei nur eine Auf fassung vertretbar ; erforderl ich sei die 
„ R ü c k s i c h t n a h m e auf die gebotene E inhe i t der R e c h t s o r d n u n g " 7 1 . M i t u n t e r fehlt 
auch jegl iche U m s c h r e i b u n g des A r g u m e n t a t i o n s t o p o s 7 2 , so z . B . w e n n festge-
stellt wird , daß „. . . die E inhe i t der R e c h t s o r d n u n g ein so hohes G u t . . . " sei 7 3 , „die 
G e f ä h r d u n g der „E inhe i t der R e c h t s o r d n u n g " gemahnt w i r d " 7 4 oder eine M e i -
nung mit der B e g r ü n d u n g abgelehnt wird, sie zers töre die „unverzichtbare E i n -
heit der R e c h t s o r d n u n g " 7 5 . 

D i e fehlende Ause inanderse tzung mit der Argumenta t ions f igur selbst 7 6 ist ei-
ner der G r ü n d e dafür, daß die F o r d e r u n g nach E i n h e i t der R e c h t s o r d n u n g in der 
rechtswissenschaft l ichen Li teratur und R e c h t s p r e c h u n g ebenso umstr i t ten wie 
verbrei tet ist 7 7 . W ä h r e n d die Vorste l lung von der E inhe i t der R e c h t s o r d n u n g für 

63 Stürner, Der straffreie Schwangerschaftsabbruch in der Gesamtrechtsordnung, Tübingen 
1994, S.67. 

64 Fischer, FR 1992, S. 765, 770; ebenso Seewald in: Kasseler Kommentar, §54 Rdnr.44: 
„Aspekt einer gewissen Einheit der Rechtsordnung". 

6 5 Wagner, Öffentlich-rechtliche Genehmigung und zivilrechtliche Rechtswidrigkeit, Köln 
1989, S. 93; Rudorf, Uber die Einheit des Widerrechtlichkeitsbegriffs, Berlin-Schöneberg 1931, 
S.64. 

66 Wagner aaO., S.90; Hassemer, NJW 1984, S.351, 352. 
67 Achterberg, Allgemeines Verwaltungsrecht, 2. Aufl. Heidelberg 1986, § 17 Rdnr. 19. 
68 Walz, StuW 1984, S. 170, 172. 
69 Krüger, SGb 1964, S.345. 
70 Winkelbauer, Zur Verwaltungsakzessorietät des Umweltstrafrechts, Berlin 1985, S. 10. 
71 Schneider, Gesetzgebung, 2. Aufl. Heidelberg 1991, Rdnr. 57. 
72 Vgl. auch Dury, NJW 1994, S.302, 304; Lange, NJW 1978, S. 784, 785: „Wo bleibt die Ein-

heit der Rechtsordnung, an der man noch nicht ausdrücklich zu rütteln wagt?" 
73 Lange in: Festschrift für Hellmuth von Weber zum 70. Geburtstag, Bonn 1963, S. 162, 167. 
74 Breuer, DÖV 1987, S. 169; in diesem Sinne auch Schroth, JuS 1992, S. 476,478: „Die Einheit 

der Rechtsordnung gebietet,...". 
75 Lange, JZ 1976, S. 546, 547. Vgl. auch Sauren, ZMR 1988, S. 112: „Für diese Lösung spricht 

die Einheit der Rechtsordnung." 
76 Canaris, Systemdenken und Systemgerechtigkeit in der Jurisprudenz, 2. Aufl. Berlin 1983, 

S. 16; vgl. hierzu Baldus, Die Einheit der Rechtsordnung, Berlin 1995, S. 15; Scheele, Zur Bindung 
des Strafrichters an fehlerhafte behördliche Genehmigungen im Umweltstrafrecht, Berlin 1993, 
S. 58f. Für Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht I, 10. Aufl. München 1994, S.218 ist die Ein-
heit der Rechtsordnung ein „fragwürdiger Topos", weil er unbestimmt sei und seine zwingende 
rechtliche Verbindlichkeit im unklaren bliebe. 

77 Krawietz, Rechtstheorie 16 (1985), S.233: „Wenige grundlegende Vorstellungen im Rechts-
denken der Gegenwart sind heute so umstritten wie die Annahme einer Einheit der Rechtsord-
nung." Zustimmend Baldus, Die Einheit der Rechtsordnung, Berlin 1995, S. 15; vgl. auch 
Schmidt in: Vielfalt des Rechts - Einheit der Rechtsordnung, Berlin 1994, S.9, 10 m.w.N.; vgl. 
auch Roellecke in: Bundesverfassungsgericht und Grundgesetz, Zweiter Band, Tübingen 1976, 
S.22, 33: „Die Kritik am begriffsjuristisch-positivistischen Prinzip der Einheit der Rechtsord-
nung ist allgemein akzeptiert". Vgl. aber auch Winkelbauer, NStZ 1988, S. 201, „ ... bislang nahe-
zu unbestrittenes Dogma der Einheit der Rechtsordnung." 
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die einen zum „gesicherten Bestand rechtsphilosophischer Einsichten" gehört78, 
Geltungsgrund für eine Rechtsordnung ist79 und nicht als überflüssige Tradition 
ad acta gelegt werden sollte80, fordern andere ausdrücklich dazu auf, die Einheits-
vorstellung gänzlich zu verabschieden. Der wissenschaftliche Streit um die Ak-
zeptanz dieser Argumentationsfigur belege die fehlende Einheit deutlich: Wäre 
sie vorhanden, würde ein absurder Streit geführt81. Die Forderung nach Einheit 
der Rechtsordnung sei Beispiel für einen „irrationalen Holismus, der im Interesse 
rechtsstaatlichen Handelns der Juristen aufgegeben werden sollte"82. Einheit der 
Rechtsordnung wird als „schillernder Begriff"83, „dunkler Elementarsatz"84, 
„abstrakte Leerformel", „argumentatives Kürzel", „Begründungsersatz"85 , „ge-
flügeltes Wort"86, „Schlagwort"87 , „verschwommene Vorstellung"88, „Vehikel"89 

oder gar als „juristische Allzweckwaffe in juristischer Begründungsnot"90 ver-
worfen. Der Topos der Einheit der Rechtsordnung leide an einer Geburtsschwä-
che, weil er nie sorgfältig auf seinen dogmatischen Kern abgeklopft worden sei91; 
er sei eine abstrakte Leerformel geblieben92. Man könne nur schwer „... dem Ein-
druck ... entgehen, als würde der Begriff, zur feierlichen Verzierung dienend, ge-
flissentlich eingestreut, um eine stimmungshebende und allem Zweifel enthobene 
Aussage über das Gesamt der Rechtsordnung zu treffen"93. Der Kampf mit 
Schlagwörtern94 dürfe nicht an die Stelle juristischer Argumentation treten95; 

78 Canaris, Systemdenken und Systembegriff in der Jurisprudenz, 2. Aufl . Berlin 1983, S. 16; 
vgl. in diesem Kontext auch Wieacker, Rechtstheorie 1 (1970), S. 107,108 Fn. 7: „Die Akten hier-
zu sind noch nicht geschlossen"; kritisch hier auch Fischer in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, AO, 
FGO, §40 A O Rdnr.20. 

79 Kirchhof, Unterschiedliche Rechtswidrigkeiten in einer einheitlichen Rechtsordnung, Hei-
delberg 1978, S. 8. Vorsichtiger Kloepfer, Zur Rechtsumbildung durch Umweltschutz, Heidel-
berg 1990, S. 9, für den die Einheit der Rechtsordnung zwar kein Rechtsgebot, aber eine „Maxime 
guten Rechts" ist. 

80 Schroth, JuS 1992, S.476ff. 
81 Peine, N J W 1990, S.2442. 
82 Müller in: Ergänzbares Lexikon des Rechts, 2/80, S. 1, 4; ebenso Juristische Methodik, 

6. Aufl . Berlin 1995, S.218. 
83 P a e f f g e n in: Beiträge zur Rechtswissenschaft, Heidelberg 1993, S.587, 599. 
84 P a e f f g e n aaO. 
85 Wagner, Öffentlich-rechtliche Genehmigung und zivilrechtliche Rechtswidrigkeit, Köln 

1989, S.97. 
86 Weber, JZ 1984, S.276, 277. 
87 Wagner, Öffentlich-rechtliche Genehmigung und zivilrechtliche Rechtswidrigkeit, Köln 

1989, S.97. 
88 Schmidt, NVwZ 1985, S. 167, 169. 
89 Felix/Streck, DStR 1979, S.479, 480. 
90 So beschreibt Günther den üblichen Einsatz der Argumentationsfigur (vgl. Strafrechtswid-

rigkeit und Strafunrechtsausschluß, Köln 1983, S.89). 
91 Walz, StuW 1984, S. 170, 172. 
92 Walz, Steuergerechtigkeit und Rechtsanwendung, Heidelberg 1980, S. 199. 
93 Baldus, Die Einheit der Rechtsordnung, Berlin 1995, S.13. 
94 P a e f f g e n in: Beiträge zur Rechtswissenschaft, Heidelberg 1993; S.587, 591 Fn. 10: „gern, 

aber meist ein wenig vorschnell benutztes Schlagwort". 
95 Mohr, Der Arbeitnehmerbegriff im Arbeits- und Steuerrecht, Frankfurt am Main 1994, 
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Einheit der Rechtsordnung könne nicht mehr als ein Leitbild sein und sei mit 
„Vorsicht zu genießen"96. Einheit der Rechtsordnung sei ein „fragwürdiger To-
pos", weil er unbestimmt sei und seine zwingende rechtliche Verbindlichkeit im 
unklaren bliebe97. Die Forderungen nach Wiederherstellung der Einheit der 
Rechtsordnung hätten „natürlich" nur rhetorischen Charakter oder würden nur 
„taktisch bei passenden Gelegenheiten eingesetzt"; eine begriffliche oder auch 
nur wertungsmäßige Einheit des Rechts mit dogmatischen Mitteln herzustellen, 
müsse schon für die großen Teilbereiche des Rechts, erst recht jedoch für die 
Rechtsordnung als Ganzes scheitern98. Als rechtspolitisches Postulat könne die 
These von der Einheit der Rechtsordnung hingenommen werden, dem positiven 
Recht aber eigne die Einheit wie die Ordnung doch nur in beschränktem Maße -
wer das nicht zur Kenntnis nähme, laufe Gefahr, eine bloße Arbeitshypothese 
zum Gegenstand der Rechtswissenschaft zu erklären99. Ein solches „Schlagwort" 
müsse beim kritischen Betrachter Mißtrauen erwecken: Es ermögliche den Ein-
bruch von Weltanschauungen und Ideologien in das geltende Recht; die Kritik 
gipfelt in der Erkenntnis, daß das „gesunde Volksempfinden und die Einheit der 
Rechtsordnung vielleicht gar nicht so weit auseinander liegen"100. 

2. Einheit der Rechtsordnung als verfassungsrechtliches Gebot 

Angesichts der mitunter heftigen Kritik am Topos „Einheit der Rechtsord-
nung" überrascht es nicht, daß die Befürworter des Arguments versuchen, die 
verfassungsrechtlichen Bezüge dieser Argumentationsfigur in den Vordergrund 
zu stellen: Wenn und soweit Einheit innerhalb der Gesamtrechtsordnung vom 
Grundgesetz gefordert sei, könne von der Verwendung eines Schlagwortes 
schließlich nicht die Rede sein101. In der Diskussion um die Akzeptanz der Ein-
heit der Rechtsordnung hat sich zunehmend die Erkenntnis durchgesetzt, daß die 
Argumentationsfigur für die Rechtspraxis nur dann von Interesse ist, wenn sie ih-

S.202; ebenso Wagner, Öffentlich-rechtliche Genehmigung und zivilrechtliche Rechtswidrig-
keit, Köln 1989, S. 96, der das „Schlagwort" von der Einheit der Rechtsordnung für einen Be-
gründungsersatz hält, der „über das Fehlen der notwendigen Einzelfallprüfung - und Entschei-
dung hinwegtäuschen soll". 

96 Mohr aaO., S.207. Ebenso Lampe, Diskussionsbeitrag, 57.DJT, L 158 - „mit dem Begriff 
vorsichtig verfahren". 

97 Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht I, 10.Aufl. München 1994, S.218. 
98 Teubner, Recht als autopoietisches System, Frankfurt am Main 1989, S. 138f.; vgl. auch den 

Diskussionsbeitrag von Meyer (VVDStRL 50 (1991), S.336): „Mir kamen die ganzen Erwägun-
gen zur Einheit der Rechtsordnung, ja selbst zur Widerspruchslosigkeit der Rechtsordnung 
so vor, als würden wir im dunklen Wald pfeifen ... Die Widerspruchslosigkeit ist nicht zu er-
reichen .. ." 

99 Grimm, AcP 171 (1971), S.266ff. in einer Besprechung von Canaris', nach Einschätzung 
von Schmidt in: Vielfalt des Rechts-Einheit der Rechtsordnung? Berlin 1994, S. 9,10, hat Grimm 
das „schöne Schlagwort von der „Einheit der Rechtsordnung" als Blendwerk denunziert". 

100 Kley, FR 1981, S. 81 im Kontext der steuerlichen Abzugsfähigkeit von Geldbußen und 
Geldstrafen. 

101 Bergmann, FR 1981, S.292, 293. 



10 Einleitung 

re Grundlage im positiven Recht selbst findet; „ein rechtsästhetisches Ideal mag 
vom Gesetzesinterpreten mit Bewunderung, ja Ehrfurcht betrachtet werden, Be-
folgung erheischt dagegen nur das aus der Verfassung abzuleitende Gebot"102. 
Die Frage, ob die Rechtsordnung eine bestimmte Struktur besitzen müsse und 
damit letztlich die Frage nach der Pflicht zum Vorhandensein eines Rechtssy-
stems könne abschließend nur durch eine Inhaltsanalyse derjenigen Normen be-
antwortet werden, die die Geltungsbedingungen aller Normen formulieren - der 
Verfassung103. Mit anderen Worten: Die Entscheidung für oder gegen die Einheit 
der Rechtsordnung und den daraus abzuleitenden Forderungen wird davon ab-
hängig gemacht, inwieweit das Prinzip der Einheit der Rechtsordnung eine ver-
fassungsrechtliche Dimension besitzt104. 

In der Literatur wird deshalb gerügt, daß die verfassungsrechtliche Relevanz 
des Themas zu wenig berücksichtigt würde105; es handele sich bei der Forderung 
nach Einheit der Rechtsordnung nicht um „eine bloße Wunschvorstellung", son-
dern die Einheit der Rechtsordnung sei Gegenstand der richterlichen - gegebe-
nenfalls der verfassungsgerichtlichen - Kontrolle106. 

So betont Canaris, daß der Gedanke der Einheit der Rechtsordnung auf das 
Gerechtigkeitsgebot zurückgehe; Einheit bilde nämlich lediglich eine Ausprä-
gung des Gleichheitssatzes, indem sie die Widerspruchslosigkeit der Rechtsord-
nung zu gewährleisten suche und letztlich nichts anderes als die Verwirklichung 
der „generalisierenden Tendenz" der Gerechtigkeit darstelle107. Auch ein anderer 
oberster Wert, die Rechtssicherheit, weise in dieselbe Richtung108. 

Mit seiner Einschätzung der verfassungsrechtlichen Dimension der Einheit der 
Rechtsordnung steht Canaris nicht allein. Der Grundsatz der Einheit der Rechts-
ordnung genieße Verfassungsrang109 - eine Rechtsordnung müsse stets eindeutige 
Befehle an die Rechtsunterworfenen richten. Sehr häufig wird ein ausdrücklicher 

102 Claßen, Besteuerung des Unrechts. Das Wirklichkeitsprinzip im Licht der Einheit der 
Rechtsordnung, Bonn 1981, S. 56f. Andere Ansicht aber Renzikoswki, GA 1992, S. 159, 174 - es 
sei gleichgültig, ob die Einheit der Rechtsordnung Verfassungsrang habe - es handele sich dabei 
um ein formales Ordnungsprinzip, welches jeder Rechtsordnung vorgegeben sei (Fn.80). 

103 Peine, Das Recht als System, Berlin 1983, S.23. 
104 So ausdrücklich Scheele, Zur Bindung des Strafrichters an fehlerhafte behördliche Geneh-

migungen im Umweltstrafrecht, Berlin 1993, S.56; der bei Canaris anklingende Aspekt sei der 
wissenschaftlichen Diskussion nur bedingt zugänglich - entscheidend sei die positivrechtliche 
Basis (aaO., S. 61). In diesem Sinne auch Eckhardt, Stbjb 1961/62, S. 77: „... wie es wohl bei voller 
Entfaltung der in unserem Verfassungsrecht schlummernden Kräfte um das Steuerrecht und die 
Einheit der Rechtsordnung stehen müßte". 

105 Bergmann, BB 1981, S.2001, 2003. 
106 Bergmann, DB 1981, S.2572, 2573. 
107 Systemdenken und Systembegriff in der Jurisprudenz, 2. Aufl. Berlin 1983, S. 16f. Vgl. 

auch Wank, Die juristische Begriffsbildung, München 1985, der das Verhältnis der Begriffe in 
verschiedenen Rechtsgebieten nicht nur als Problem der Methodenlehre und der Rechtstheorie 
ansieht, sondern hier die Einheit der Rechtsordnung als ein verfassungsrechtliches Problem der 
Gleichbehandlung wertet (S. 115). 

108 Canaris, Systemdenken und Systembegriff in der Jurisprudenz, 2. Aufl. Berlin 1983, S. 17. 
109 Müller-Franken, StuW 1997, S.3, 18. 
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